
EDITORIAL 

Liebe Leserinnen
Liebe Leser

Die Solarienbranche ist immer häufiger 
Kritik und Verurteilungen ausgesetzt. 
Die grössten Kritiker unserer Branche 
werden nachweislich durch private In-
stitutionen aus dem Bereich Pharma, 
Chemie oder Kosmetik mit Sponsoren-
gelder unterstützt. 
Damit wird unserer Branche mit un-
gleichmässigen Verhältnissen deutlich 
geschadet.

Einige Aussagen wie “Solarien sind 
krebserregend” oder “Solarien sind ein 
schlechter Vitamin-D-Generator” sind 
schon mehrfach durch namhafte wis-
senschaftliche Studien widerlegt wor-
den.

Es gibt zwei Typen des Prohormons 
“Vitamin D”: Das natürliche Vitamin D 
(Sonnenvitamin) und das synthetische 
Vitamin D (Vitaminpräparat). Wir kön-
nen das Vitamin D3 nur beschränkt 
aus der Nahrung aufnehmen. Der 
Grossteil (80%) sollte das Resultat von 
UV-Bestrahlung sein, durch die Sonne 
oder das Solarium.

Die Wissenschaft bringt ständig neue 
“Beweise”  für einen Zusammenhang 
zwischen Vitamin-D-Mangel und Kre-
bserkrankungen hervor, inklusive Haut-
krebs. Regelmässige kurze Aufenthalte 
in der Sonne und im Solarium können 
unser Krebsrisiko und den Vitamin-D-
Mangel entscheidend vermindern.

Bei interesse finden Sie viele dieser Stu- 
dien auf unserer aktualisierten Home-
page www.photomed.ch.

Mit sonnigen Grüssen

Peter Schurtenberger
Vorstandsmitglied Photomed
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Kundenumfrage zeigt: Solarium-Kunden 
sind verantwortungsbewusst

Eine Studie von Photomed über die Nutzung von Sonnenstudios in der 
Schweiz zeigt: Solarien werden kaum von Benutzern unter 18 Jahren 
besucht. Auch Sonnenbrände entstehen fast nie in Solarien, sondern 
meistens im Freibad oder auf Wanderungen. Die Studie widerlegt zahl-
reiche Vorurteile gegenüber Sonnenstudios.  

 

Im vergangenen Winter (November 
2010 bis März 2011) führte Photomed 
eine Kundenumfrage in Sonnenstudios 
in der ganzen Schweiz durch. Ziel der 
Untersuchung war, die Bedürfnisse und  
Gewohnheiten der Nutzer von Solarien 
zu untersuchen. Insgesamt haben 836 
Personen an der Befragung teilgenom-
men. Auch das Bundesamt für Ge-
sundheit (BAG) hat in diesem Frühling 
eine Studie zur Nutzung von Solarien 
publiziert, für welche das Institut gfs in 
Bern rund 700 Personen in Interviews 
befragt hat. 
Photomed sieht sich vor allem zwei Kri-
tikpunkten ausgesetzt: Erstens würden 
die Solariumnutzer immer jünger, und 
zweitens würden die Solarien Sonnen-
brände verursachen und so der Haut 
schaden. Beide Punkte sind falsch, wie 
die Photomed-Umfrage zeigt.

Altersgrenze 18 Jahre kein Problem
Die Befragung von Photomed zeigt, 
dass lediglich 1% aller Befragten un-
ter 18 Jahre alt war. Diese Zahl ent-
kräftet das oft gehörte Vorurteil, Son-
nenstudios würden immer häufiger von 
Minderjährigen besucht. Die parallel 
erarbeitete BAG-Studie will diese Frage 
bewusst ausblenden: Nur so ist es zu 
erklären, dass das BAG die entsprech-
enden Altersgruppen unter dem Titel 
„16-25 Jahre“ zusammenfasst, was eine 
zielführende Auswertung verunmög- 
licht.
Nachdem die Photomed-Umfrage ein-
deutig belegt, dass die freiwillige Alters-
beschränkung in den Selbstbedienungs- 
 

studios funktioniert, ist diese Frage hof-
fentlich vom Tisch.

Sonnenbrände vor allem im Freibad
Eine zweite wichtige Fragestellung, 
welche häufig diskutiert wird, ist die 
Frage nach Sonnenbränden in Solarien. 
Die Photomed-Umfrage zeigt, dass von 
allen Solarium-Besuchern lediglich 17% 
einmal einen Sonnenbrand im Studio 
hatten. Währenddessen sagen 63% der 
Befragten aus, beim Sonnenbad im 
Freien bereits ein- oder mehrmals einen 
Sonnenbrand erlitten zu haben. 
Die BAG-Studie bestätigt die Zahlen von 
Photomed, was die Zahl der Sonnen-
brände in Solarien anbelangt. Sie ent-
hält jedoch keinen Vergleich zur Zahl 
von Sonnenbränden im Freien. Auch 
hier blendet die Studie des Bundesamts 
für Gesundheit also eine wichtige Zahl 
aus.

Erstaunliche Parallelen
Was die weiteren Resultate der beiden 
Studien anbelangt, beispielsweise bezü- 
glich des Geschlechts der Nutzer, Bräu-
nungsdauer, Altersverteilung, Häufig-
keit der Solarienbesuche etc., besteht 
weitestgehend Deckungsgleichheit.
Photomed wird die Resultate der eige-
nen Studie nun veröffentlichen und Ent-
scheidungsträgern vorlegen. 
Die Öffentlichkeit und die Politiker sol-
len damit sensibilisiert werden, dass die 
Nutzung von Solarien nicht schädlicher 
ist, als das Sonnen im Freibad oder am 
See.



Gabi Huber, Nationalrätin
(Präsidentin FDP-Bundeshausfraktion)

Ist das nicht unnötiger Aktivismus sei-
tens des BAG?

Wie überall gilt: Zuviel ist schädlich. 
Eine Studie kann somit sinnvoll sein. 
Nur müssen die richtigen Schlüsse ge-
zogen werden, und dort lässt sich der 
Bund leider immer noch zu sehr zu Ver-
boten verleiten, statt Information durch 
die privaten Anbieter zu fordern. 
Nötig ist mehr Zusammenarbeit zwi-
schen Wissenschaft, Privatwirtschaft 
und Bund und der letztere soll den Pri-
vaten mehr Vertrauen entgegen bringen. 
   
 
Derzeit berät das eidgenössische Par-
lament ein neues Präventionsgesetz. 
Warum lehnt die FDP dieses Gesetz, das 
wiederum zahlreiche staatliche Kom- 
petenzen im Bereich Prävention bringt, 
nicht einfach ab?

In der Prävention braucht es mehr 
Zusammenarbeit und Fokus. Die Ge-
sundheitskosten steigen gerade auch 
wegen den chronischen Krankheiten. 
Hier ist erstens Aufklärung für einen ge-
sunden Lebensstil nötig, was aber auch 
von den Krankenkassen übernommen 
wird. Prävention ist zweitens in spe-
zifischen Bereichen nötig: Die Schul-
zahnkliniken sind erfolgreich, nicht 
zuletzt, weil die Eltern ihren Zahnarzt 
selber bezahlen müssen. Mehr Präven-
tion braucht es zum Beispiel beim 
Brustkrebs. Abgelehnt werden drittens 
der Eingriff des Staats über Steuern auf 
Fett oder Bier, denn das ist einzig ein 
Feldzug aufs Portemonnaie des Bürgers. 
Ebenfalls abgelehnt wird mehr Bürokra-
tie mit einem neuen Präventionsinstitut 
und eine Zunahme der Ausgaben. Fa-
zit: Prävention ist wichtig und richtig, 
aber der Gesetzgeber muss den Bund 
klar den Kurs vorgeben. 
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Nein zu einem staatlichen Solarium-Gesetz

Im Herbst 2003 wurde die ehemalige Urner Regierungsrätin Gabi Huber in den 
Nationalrat gewählt. Seit 2008 steht Huber als Präsidentin der FDP-Bundeshaus-
fraktion vor. Beruflich führt sie seit 1982 ein eigenes Anwalts- und Notariatsbüro 
in Altdorf. Im Interview mit Photomed beantwortet die Nationalrätin Fragen 
rund um das neue Solarium-Gesetz und unnötige Bürokratie.
  

 

FOKUS POLITIK 

Nationalrat für 
neues Präventionsgesetz
Bereits im letzten Newsletter hat Pho-
tomed über das umstrittene Präventions-
gesetz berichtet, welches der Bundesrat 
in Kraft setzen möchte. Während der 
Sondersession im April hat der Natio-
nalrat den Gesetzesentwurf beraten.
Auch im Nationalrat hat eine Mehrheit 
aus linken Parteien sowie Teilen von 
FDP und CVP das Gesetz befürwor-
tet. Gegen die Vorlage haben sich SVP 
sowie einzelne FDP- und CVP-Vertreter 
gestellt. Nach Auffassung der Ratsmehr-
heit soll das neue Gesetz die staatlichen 
Massnahmen zur Gesundheitsförderung, 
Prävention und Früherkennung besser 
steuern. Die Befürworter waren über-
zeugt, dass der Bund eine bessere Rechts- 
grundlage brauche, um die Mittel für 
die Prävention effizienter einsetzen zu 
können.

Wirtschaft ist kritisch
Zu den Gegnern der mit 97 zu 71 Stim-
men angenommenen Vorlage zählten 
neben der Mehrheit der bürgerlichen 
Politiker vor allem die Wirtschaftsver-
bände. Sie warnten vor einem Staat, der 
die Bürger in allen Fällen bevormunde. 
Auch nach Auffassung von Photomed 
ist ein Präventionsgesetz nicht sinnvoll. 
Bereits heute bestehen genügend ge- 
setzliche Grundlagen, wie die diversen 
Aktivitäten im Bereich Prävention zei-
gen. Das neue Gesetz würde Tür und 
Tor für weitere staatliche Massnahmen 
öffnen: Während der Bund bisher nur 
bei übertragbaren Krankheiten eingrei-
fen konnte, soll er sich neu auch bei 
psychischen Krankheiten, Diabetes oder 
Krebs stärker engagieren. Nachdem das 
Bundesamt für Gesundheit nach wie 
vor behauptet, Solarien seien krebserre-
gend, ist klar, dass auch die Solarien-
branche vermehrt im Fokus der Präven-
tionsaktivitäten stehen würde.

Dass sich die Krankenkassenprämien 
weiter verteuern und mit einem „Präven-
tionszuschlag“ versehen werden sollen, 
ist ein weiterer Grund, das Gesetz ab-
zulehnen.

Die FDP hat sich im Wahljahr den 
Kampf gegen staatliche Bürokratie auf 
die Fahne geschrieben. Dann hat Ihre 
Partei sicher wenig Freude am Vorstoss 
von Franziska Teuscher, welche ein So-
lariumverbot für Minderjährige und ein 
Solarium-Gesetz fordert?

Ein Solarium-Gesetz? Das tönt nach 
Sonnenbrand! Klar haben Jugendliche 
eine besonders gefährdete Haut. Aber 
gerade in Solarien werden Benutzer 
durch die Bedienung oder Informa-
tionen auf die Gefahren und die richtige 
Nutzung aufmerksam gemacht – anders 
als in den Bergen oder am Strand. Ein 
Gesetz bringt somit nur zusätzliche Al-
terskontrollen, was wohl das Ende der 
unbedienten Solarien wäre. Dank den 
Medien weiss heute jeder, dass Schutz 
vor zuviel Sonne zwingend ist. 

Die Aktivitäten von Frau Teuscher wer-
den offensichtlich auch vom Bundes- 
amt für Gesundheit unterstützt, welche 
kürzlich eine Studie zur „Solariumnutz-
ung in der Schweiz“ erstellen liess. 


